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(Nr. 14037.) Polizeiverordnung über die Verwahrung von Senſen. Vom 29. November 1933. 


Auf Grund des Polizeiverwaltungsgeſetzes vom 1. Juni 1931 (Geſetzſamml. S. 77) wird 
für das Land Preußen folgende Polizeiverordnung erlaſſen: 


§ 1. 

Senſenklingen müſſen, ſolange ſie unbenutzt ſind, der ganzen Länge nach mit einer die 
Schneide vollſtändig bedeckenden und über die Spitze hinausragenden Verkleidung verſehen oder 
durch Umwickeln geſchützt ſein. 

8 2. 

Für den Fall der Nichtbefolgung dieſer Polizeiverordnung wird hiermit die Feſtſetzung 
eines Zwangsgeldes in Höhe bis zu 150 AM, im Nichtbeitreibungsfall die Feſtſetzung einer 
Zwangshaft bis zu zwei Wochen angedroht. 

§ 3. 

Dieſe Polizeiverordnung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung in Kraft. Von dieſem 
Zeitpunkt ab verlieren alle gleichlautenden oder entgegenſtehenden Polizeiverordnungen ihve 
Gültigkeit. 


Berlin, den 29. November 1933. 


Der Preußiſche Miniſter des Innern. 
Im Auftrage: 
Loehrs. 


(Nr. 14038.) Zweite Durchführungsbeſtimmungen zum Schlachtſteuergeſetz (2. SchlSt dB.). Vom 
5. Dezember 1933. 
Auf Grund des $ 21 des Schlachtſteuergeſetzes vom 27. November 1933 (Geſetzſamml. S. 408) 
wird folgendes beſtimmt: 
Artikel J. 

(1) Die Einfuhr von Fleiſch der im 8 1 Abſ. 1 des Schlachtſteuergeſetzes genannten Tiere 
einſchließlich Fleiſch- und Wurſtwaren aus dem Lande Heſſen in das preußiſche Staatsgebiet wird 
einer Ausgleichſteuer unterworfen. 

E) Steuerfrei iſt die Einfuhr aus dem Lande Heſſen, wenn das eingeführte Fleiſch nicht zur 
gewerblichen Verwendung beſtimmt iſt und die eingeführte Menge nicht mehr als zwei Kilogramm 
beträgt. Als nicht zur gewerblichen Verwendung beſtimmt gilt Fleiſch nur dann, wenn es vom 
Empfänger oder auf Veranlaſſung des Empfängers zum unmittelbaren Genuß für den Empfänger 
und ſeine haushaltsangehörigen Familienmitglieder nach Preußen eingeführt wird und die Ein⸗ 
fuhr keine regelmäßige iſt, alſo nicht auf die laufende Deckung des Fleiſchbedarfs ſeiner Perſon 
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oder ſeines Haushalts gerichtet iſt. Die Steuerfreiheit entfällt, wenn dieſes eingeführte Fleiſch 
weiterverkauft oder an andere dem Haushalte des Empfängers nicht angehörige Perſonen ab⸗ 
gegeben wird oder für den Haushalt der im Artikel IX Abſ. 5 der Schlachtſteuerdurchführungs⸗ 
beſtimmungen vom 27. November 1933 genannten Betriebe beſtimmt iſt. 
(8) Die Beſtimmung des Artikels XIII der Schlachtſteuerdurchführungsbeſtimmungen vom 
27. November 1933 gilt entſprechend. | 
(4) Die Beſtimmungen des Artikels X der Schlachtſteuerdurchführungsbeſtimmungen vom 
27. November 1933 gelten entſprechend. i 3 N 
F Artikel Il. | 2 als a EL A 
Steuerpflichtig iſt der Empfänger des Fleiſches. Als Empfänger des Fleiſches iſt nur an⸗ 
zuſehen: a I u 0 BE ö 
a) der Gewerbetreibende, der Fleiſch zum Zwecke des unmittelbaren Verkaufs oder ſonſtiger 
it GV entgeltlicher. Abgabe an die Verbraucher oder zur Bearbeitung oder Verarbeitung 
erworben hat, mans geundzoraufisgHiaeh SOR FONDS s IH] 
p) der Verbraucher, fofern er ohne Inanſpruchnahme des preußiſchen Fleiſchergewerbes 
Fleiſch zum Verbrauch für ſich oder ſeine Familienangehörigen oder zu Geſchenkzwecken 
erworben oder erhalten haet. snnulo all. ı les 
2800 k 02% Bites nc Artikel III. An 5 Nanbnllag 201 f 
(1) Die Höhe der Steuer richtet ſich nach der Vorſchrift des § 11 des Schlachtſteuergeſetzes 
vom 27. November 1933 und nach der Beſtimmung des Artikels XIV der Schlachtſteuerdurch⸗ 
führungsbeſtimmungen vom 27. November 1933. § 14 des Schlachtſteuergeſetzes vom 27. November 
1933 gilt entſprechend. 1115 1 612981 f 
(2) Die Beſtimmungen des Artikels XI der Schlachtſteuerdurchführungsbeſtimmungen vom 
27. November 1933 gelten entſprechend. a 
= BE Artikel IV. ; g 
09) Der Empfänger hat die eingeführten Waren unter Angabe der Art und des Gewichts 
ſpäteſtens binnen einer Woche bei der für den Empfangsort zuſtändigen Steuerſtelle (Artikel V) 
anzumelden. Handelt es ſich um Fleiſch, das in friſchem Zuſtande zur gewerblichen Verwendung 
eingeführt wird, ſo iſt die Anmeldung vor der Verwendung, ſpäteſtens aber an dem der Einfuhr 
folgenden Tage zu erſtatten; unter gewerblicher Verwendung iſt außer der Bearbeitung und Ver⸗ 
arbeitung nur der Verkauf an die Verbraucher, nicht dagegen der Verkauf innerhalb des Fleiſch⸗ 
handels zu verſtehen. 5 u i 
() Die Steuer iſt bei der Anmeldung zu entrichten. Stundung oder Aufſchub findet nicht ſtatt. 


eee 

(1) Die örtliche Verwaltung der Ausgleichſteuer liegt den Steuerſtellen ob. 

(2) Steuerſtellen find in Stadtkreiſen der Bürgermeiſter, in Landkreiſen der Landrat als Vor⸗ 
ſitzender des Kreisausſchuſſes. * 

(3) Gemeindevorſtände kreisangehöriger Gemeinden dienen dem Landrat als Vorſitzendem des 
Kreisausſchuſſes als Hilfsſtellen für die Erhebung der Ausgleichſteuer; ſie können von dieſem mit 
der Veranlagung der Ausgleichſteuer beauftragt werden. Die Aufſicht führt der Landrat als Vor⸗ 
ſitzender des Kreisausſchuſſes. Artikel XVI Abſ. 3 der Schlachtſteuerdurchführungsbeſtimmungen 
vom 27. November 1933 gilt entſprechend. w 

(4) Die Vorſchriften des 8 16 des Schlachtſteuergeſetzes gelten ſinngemäß. 


ritter VI. 

(1) Die Veranlagung erfolgt durch Aushändigung eines Steuerbeſcheids nach dem anliegenden 
Muſter E an den Steuerpflichtigen oder ſeinen Beauftragten. Die Beſtimmungen des Artikels II 
Abſ. 1 der Schlachtſteuerdurchführungsbeſtimmungen vom 27. November 1933 gelten ſinngemäß. 
Für Steuererſtattungen iſt das Muſter B — vergl. Artikel II Abſ. 5 der Schlachtſteuerdurchführungs⸗ 
beſtimmungen vom 27. November 1933 — unter entſprechender Anderung des Wortlauts zu ver⸗ 
wenden. Ee = 


* 
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(2) Steuerhebeſtellen find die Gemeinde-(Stadt⸗ und Amts⸗Kaſſen. Artikel XVII Abſ. 2 
Satz 1 der Schlachtſteuerdurchführungsbeſtimmungen vom 27. November 1933 gilt entſprechend. 


Artikel VII. 

(1) Steuerſtellen, die über einen öffentlichen Fleiſchgroßmarkt verfügen, werden ermächtigt, 
die zur gewerblichen Verwendung beſtimmte Einfuhr von Fleiſch in friſchem oder in zubereitetem 
Zuſtand und von Fleiſch- und Wurſtwaren aus dem Staatsgebiete des Landes Heſſen zwecks 
Sicherung der Ausgleichſteuer mittels entſprechender Vorſchriften über den Fleiſchgroßmarkt zu 
leiten und die Ausgleichſteuer dort zu erheben. Steuerpflichtig iſt in dieſem Falle, wer die 
Sendung auf dem öffentlichen Fleiſchgroßmarkt in Empfang nimmt. Die Steuer wird auf Grund 
amtlicher Verwiegung vor der gewerblichen Verwendung oder vor der Weiterleitung der Waren 
entrichtet. Die durch die Verwiegung entftehenden, Koſten hat der Steuerpflichtige zu tragen. 
Einer Verwiegung bedarf es nicht, wenn ſich das Gewicht der eingeführten Waren aus den amt— 
lichen Begleitpapieren (Frachtſchein, Paketſchein, Wiegeſchein uſw.) ergibt. Gebühren dürfen für 
die Leitung über den öffentlichen Fleiſchgroßmarkt nicht erhoben werden; eine Nachbeſchau erfolgt 
nicht. Für geeignete Kontrollmaßnahmen (3. B. Abſtempelung der Waren) iſt Sorge zu tragen. 

(e) Ausgenommen von dem Fleiſchmarktzwange find bei der Ausübung der vorſtehenden 
Ermächtigung nur Poſtſendungen, die unmittelbar an die Verbraucher zwecks Verbrauchs im 
eigenen Haushalt gerichtet ſind. Vom Fleiſchmarktzwang befreit werden können außerdem durch 
Sondervorſchriften ſolche gewerblichen Sendungen mit zubereitetem Fleiſche und mit Fleiſch⸗ und 
Wurſtwaren, deren Abſender ſich zwecks Erleichterung ſeines Kundenverkehrs der zuſtändigen 
Steuerſtelle gegenüber zur laufenden Entrichtung der Ausgleichſteuer an Stelle des Empfängers 
und zur Unterwerfung unter ihre Kontrollmaßnahmen verpflichtet; ſoweit der Abſender die Steuer 
nicht bezahlt, iſt ſie vom Empfänger anzufordern (Artikel II dieſer Durchführungsbeſtimmungen). 

(8) Die Steuerſtellen, die von vorſtehender Ermächtigung Gebrauch machen, haben auf den 
Fleiſchgroßmärkten Einrichtungen zu treffen, die eine mit dem Fleiſchmarktzwange verbundene 
Erſchwerung des Verkehrs weitmöglichſt ausgleichen. 


Artikel VIII. g 
Die Steuerſtellen erhalten als Vergütung für die Verwaltung der Steuer 4 vom Hundert 
des örtlichen Aufkommens der Ausgleichſteuer. Gemeindevorſtände kreisangehöriger Gemeinden, 
denen als Hilfsſtellen die Veranlagung der Steuer übertragen worden iſt, ſind an der Vergütung 
mit /s ( 2½ vom Hundert der Steuer) zu beteiligen. g 


„Artikel X. 
Die Beſtimmungen des Artikels XXI der Schlachtſteuerdurchführungsbeſtimmungen vom 
27. November 1933 über Ablieferung und Verbuchung der Schlachtſteuer finden auf die Ablieferung 
und Verbuchung der für die Einfuhr von Fleiſch aus dem Staatsgebiete des Landes Heſſen zu 
erhebenden Ausgleichſteuer mit folgenden Maßgaben ſinngemäß Anwendung: N 
1. Bei Kapitel 23 Titel 17 des Haushalts der allgemeinen Finanzverwaltung iſt außer 
den Unterabſchnitten a und b der Unterabſchnitt c (Ausgleichſteuer — Heſſen —) ein⸗ 
zurichten (Ziffer 9 des genannten Artikels XXI. 
2. Auf den Lieferzetteln (Ziffer 2 des genannten Artikels XXI) ſind die abzuliefernden 
Beträge getrennt nach a EIS SD 
a) Schlachtſteuer 
b) Ausgleichſteuer 
— anzugeben. — . 5 — 
3. Die ſtaatliche Kreiskaſſe (gegebenenfalls die Regierungshauptkaſſe) hat die eingegangene 
Steuer im Handbuch (Formblatt Nr. 24) in zwei Abſchnitten getrennt nach 
a) Schlachtſteuer 2: 
b) Ausgleichſteuer 


runau,to 
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zu buchen und dieſe Trennung bei der Ablieferung der Steuer beizubehalten; in den 
Handbüchern ſowohl der ſtaatlichen Kreiskaſſe als auch der Regierungshauptkaſſe ſind 
für die Abſchnitte a und b getrennte Wiederholungen einzurichten und am Jahres⸗ 
abſchluß beizufügen (Ziffer 5 des genannten Artikels XXI). 


Artikel X. 
Dieſe Durchführungsbeſtimmungen treten mit Wirkung vom 6. Dezember 1933 in Kraft. 


Berlin, den 5. Dezember 1933. 


Der Preußiſche Finanzminiſter. 


Popitz. 
Steuerhebeſtell eee Muſter E 
N Ausgleichſteuerbeſcheid. 
Herr 
rolle ER ũ eu Tsimndleezdher 
Frl. 
hat an Ausgleichſteuer zu entrichten für 
a kg friſches Fleiſch, je k g. 0,10 edu), Nell. 
8 kg zubereitetes Fleiſch, je Rg 77. TG) 
. N ee kg Fleiſch⸗ und Wurſtwaren, je kg. 015 2 nenn m 
a uz. enen RM 
TOR ne RM... Pop: 


Gegen dieſen Beſcheid ift das Rechts m ittel der Anfechtung gegeben. Die Anfechtung iſt 
bis zum Ablauf eines Monats nach Aushändigung des Beſcheids bei der unterzeichneten Steuer- 
ſtelle ſchriftlich einzureichen oder zu Protokoll zu erklären. 

Das Anfechtungsverfahren iſt ein koſtenpflichtiges Verfahren, durch Einlegung des Rechts⸗ 
mittels wird die Zahlung der Steuer nicht aufgehalten. 


— Der Bürgermeiſter — Landrat als Steuerſtelle — 
— Der Gemeindevorſtand als Steuerhilfsſtelle — 
(Stempel) (Unterſchrift) 
—— .. ̃ ̃ —— —ö ⅛— ——— 


Betrag erhalten 


FF Aden . 899 
written 0 ⸗baſſe 
als Steuerhebeſtelle 
(Stempel) (Unterſchrift) 
NN Block Ma x 
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